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Vorwort

Der Rheinisch-Westfälische Genossenschaftsverband begrüßt es, dass in der 
vorliegenden Studie erstmals die Möglichkeiten von genossenschaftlichen 
Lösungen für Stadtwerke ausgelotet und dargestellt werden. Wichtig für einen 
Genossenschaftsverband ist dabei, dass das Instrument der Genossenschaft so 
eingesetzt wird, dass nicht nur die gesetzlichen Vorgaben erfüllt sind, sondern 
auch sein Wesenskern erhalten bleibt. Dazu gehören unter anderem der gemein-
same Geschäftsbetrieb und der Förderauftrag.

Die Einsatzmöglichkeiten sind vielschichtig: Bürgergenossenschaften und Stadt-
werke können gemeinsam Windparks betreiben. Stadtwerke können Teile des 
Geschäftsbetriebs an eine Genossenschaft übertragen, um so Kapital für alter-
native Investitionen zu generieren. Genossenschaften von Stadtwerkekunden 
können als Kundenbindungsinstrumente wirken. Auch können Leistungen, die 
ohne ein wirtschaftlich nachhaltiges Einbinden von Bürgern nicht mehr zu 
finanzieren sind – wie zum Beispiel Schwimmbäder –, weiter erbracht werden.

Für den Erfolg sind aber auch politische Rahmenbedingungen erforderlich, die
es der Idee einer echten unternehmerischen Bürgerbeteiligung gestatten, ihr
Potenzial zu entfalten. Das gilt für alle politischen Entscheidungsebenen vom
Stadtrat bis zum Europaparlament und betrifft sowohl das politische Selbst-
verständnis der Entscheidungsträger als auch die gesetzlichen Rahmenbedin- 
gungen. Will Politik unternehmerische Bürgerbeteiligung in Form von Genossen-
schaften, muss sie – übrigens ganz im Sinne der Subsidiarität – loslassen und 
Verantwortung zurückgeben.

Außerdem bedarf es an vielen Stellen einer konsequenten Prüfung der existieren-
den Rahmenbedingungen, inwieweit sie genossenschaftliche Lösungen fördern
oder behindern. Zuvorderst sind im Zusammenhang mit der Energiewende 
Themen wie die Besteuerung von Streubesitzdividenden, die Genossenschafts-
tauglichkeit von Eigenkapitalinstrumenten der Förderbanken und die Regelungen 
bezüglich des Eigenverbrauchs zu nennen.

Es ist das besondere Verdienst der vorliegenden Studie, dass sie mit klarem 
Umsetzungsziel sowohl Lösungsmöglichkeiten als auch limitierende Faktoren 
aufzeigt. Sie bietet damit kommunalen Entscheidern eine große Chance, die 
politische Diskussion um die Frage „Was müssen wir tun, um Bürgerbeteiligung 
einen Rahmen zu geben?“ anzustoßen und gleichzeitig bereits jetzt Genossen-
schaftsmodelle zur Bürgerbeteiligung umzusetzen. 

Ralf W. Barkey 
Vorstandsvorsitzender des 
Rheinisch-Westfälischen Genossenschaftsverbands e. V.
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Die von der Bundesregierung eingeleitete Energiewende führt zu weitreichenden 
Veränderungen in der deutschen Energielandschaft. Politik, Bürger1 und Unterneh-
men beginnen, das Energiesystem neu zu denken und Lösungen für die damit 
einhergehenden Herausforderungen zu suchen. Über das Ziel – eine ökologisch 
nachhaltige Gestaltung des zukünftigen Energiesystems – besteht weitgehende 
Einigkeit. Der Weg dorthin birgt jedoch vielfältige Herausforderungen, denen es 
rechtzeitig zu begegnen gilt: Geschätzte Kosten von über 200 Mrd. Euro, hohe 
Strompreise, regulatorische Barrieren, Einschnitte in das Landschaftsbild und 
Auswirkungen auf Fauna und Flora – das sind nur einige Beispiele für potenzielle 
Konfliktfelder. 

Baker Tilly hat in der vorliegenden Studie erstmals gemeinsam mit fünf
Energieversorgern, der Beteiligungsgesellschaft der Stadt Solingen mbH und der
Westfälischen Wilhelms-Universität Münster verschiedene Modelle der Bürger-
beteiligung an Stadtwerken untersucht und ihre Chancen und Risiken analysiert.
2013 sind umfangreiche steuerliche und rechtliche Neuerungen in Kraft getreten,
die eine nähere Betrachtung des Themas erforderlich gemacht haben. Im Mittel-
punkt der Analyse standen Genossenschaftsmodelle, die im Zeichen der Energie-
wende eine spürbare Renaissance erfahren. Das Ergebnis ist eine praxisnahe 
Analyse der einzelnen Möglichkeiten und ihrer potenziellen Auswirkungen auf die 
Energiewende.

Waren es zunächst einzelne Projekte im Bereich der Erneuerbaren Energien, die 
Energieversorger und Bürger gemeinsam aufsetzten, diskutieren zurzeit immer mehr
Kommunen und Genossenschaften über gemeinsame Beteiligungsmodelle an den 
kommunalen Energieversorgern. Erste Praxisbeispiele in Jena und Wolfhagen
zeigen, dass dies kein theoretisches Konstrukt, sondern ein Erfolg versprechendes 
Finanzierungs- und Geschäftsmodell für alle Beteiligten darstellen kann.

Wie aber müssen Genossenschaftsmodelle aufgesetzt werden, damit sie erfolg-
reich sind und die Energiewende nachhaltig beleben können?    

Die individuelle Interessenlage vor Ort muss stets im Fokus der Beteiligungs-
modelle stehen. Die Übertragung bestehender Modelle ist in der Regel nicht 
eins zu eins umsetzbar, da die Strukturen und Betätigungsfelder der Stadtwerke 
divergieren. Theoretische Basismodelle müssen daher stets flexibel auf die 
jeweiligen Gegebenheiten vor Ort angepasst werden können.

Neue Herausforderungen entstehen, wenn sich regulatorische Rahmenbedingungen 
für die Bildung von Genossenschaftsmodellen ändern, wie es in der jüngsten 
Vergangenheit geschehen ist. Insbesondere die Änderungen im Bereich der 
Streubesitzdividende und das Kapitalanlagegesetzbuch sind hier zu beachten. 

Executive Summary

Bürgerbeteiligung 
als Chance für den 
Energiewandel

Erfolgsfaktoren: 
Berücksichtigung der 
individuellen Interessen-
lage vor Ort, voraus-
schauende Strukturen 
und transparente 
Kommunikation 

1	Personenbezeichnungen werden aus Gründen der besseren Lesbarkeit in der männlichen Form verwendet  	
	 und schließen selbstverständlich Personen beider Geschlechter mit ein.
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Eine zeitnahe Auseinandersetzung mit diesen Themen ist essenziell, um das 
Bewusstsein für die Problematik bei allen Beteiligten rechtzeitig zu schärfen und
ein Genossenschaftsmodell von Anfang an richtig zu strukturieren. Die in der Studie
vorgestellten Varianten zeigen, wie solche Lösungsmöglichkeiten praktisch aus-
sehen können. Die Implementierung und Umsetzung der gefundenen Lösungen 
stellt hohe Anforderungen an die Kommunikation, mittels derer die notwendige 
Transparenz bei Bürgern und Energieversorgern hergestellt werden muss.
 

Die Vorteile für Kommunen und Energieversorger liegen auf der Hand: Der 
Investitionsbedarf für die Umsetzung der Energiewende wird auf 202 Mrd. Euro 
geschätzt; ein finanzielles Engagement der Bürger ist somit mehr als willkommen 
und schafft gleichzeitig auch Möglichkeiten, in aktuelle Themen wie Smart Grid zu 
investieren. Gleichzeitig stärkt die Einbindung der Bürger die Kundenbeziehung zu 
ihrem regionalen Energieversorger, da sie im Genossenschaftsmodell gleichzeitig 
Kunden und Eigentürmer sind – ein wichtiger Faktor vor dem Hintergrund des 
stetig wachsenden Wettbewerbsdrucks im Strommarkt. Und nicht zuletzt steigen 
Akzeptanz und Erfolgswahrscheinlichkeit von Projekten nachweislich, wenn 
Bürger frühzeitig informiert und eingebunden werden.

Genossenschaften bieten den Bürgern die Chance, selbst Gesellschafter oder gar 
Initiator von Projekten im Bereich der Erneuerbaren Energien zu werden. Bürger 
gewinnen an Einfluss, was sich unter anderem in einer stärkeren Kundenorientie-
rung der Stadtwerke niederschlägt. Zudem erbringt die Genossenschaft Leistungen
für ihre Mitglieder und stellt diese langfristig günstig zur Verfügung (gegebenen-
falls über Sondertarife). 

Vor dem Hintergrund der regulatorischen und politischen Rahmenbedingungen 
wird die Notwendigkeit, Bürger, Energieversorger und Kommunen näher zusam-
menzubringen, weiter zunehmen. Neben den etablierten Wegen über indirekte 
Beteiligungen wie Wandelschuldverschreibungen, oder über unmittelbare Be-
teiligungen an zumeist kleinteiligen Projekten, stellt die genossenschaftliche 
Bürgerbeteiligung an Stadtwerken eine neue und attraktive Möglichkeit dar, 
die Energiewende gemeinsam anzugehen und die Interessen aller Parteien zu 
vereinen. Neben den lokal unterschiedlichen Bürgerinteressen sind betriebs-
wirtschaftliche, politische, rechtliche und steuerliche Themen bei der Konstruk-
tion solcher Modelle besonders zu beachten, um den Mehrwert für Bürger, 
Energieversorger und Kommunen zu maximieren. 

Genossenschaftsmodelle bieten große Chancen und beleben die Energiewende 
nachhaltig!

Genossenschaftsmodelle: 
Eine Win-Win-Situation 
für Kommunen, Energie-
versorger und Bürger

Genossenschaftliche 
Bürgerbeteiligung an 
Stadtwerken – eine 
attraktive Perspektive 
für die Zukunft
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Baker Tilly Competence Center 
Public Sector

Die öffentliche Hand und ihre Unternehmen agieren im Spannungsfeld leerer 
Kassen und steigender rechtlicher Anforderungen. Die Folge sind immer kom-
plexere Herausforderungen und Aufgaben, die es zu bewältigen gilt. 

Um diese zu meistern, ist eine kompetente Beratung durch einen Partner unver-
zichtbar, der die Anforderungen der öffentlichen Hand kennt und individuelle und 
praxisbezogene Lösungen liefert. 

Unsere Spezialisten aus dem Competence Center Public Sector betreuen seit vielen
Jahren erfolgreich Gebietskörperschaften und deren Unternehmen – sei es in der
rechtlichen und betriebswirtschaftlichen Beratung oder auch in der Wirtschafts-
prüfung sowie in der Steuer- und Unternehmensberatung. 

Unsere Mandanten kommen aus verschiedenen Branchen, beispielsweise der
Energie- und Wasserversorgung, der Abwasserentsorgung, dem ÖPNV/SPNV,
der Health Care, aber auch aus Sport- und Kultureinrichtungen sowie Immobilien-
gesellschaften. Sie schätzen die Zusammenarbeit mit uns, denn wir kennen die
spezifischen Anforderungen der öffentlichen Hand und verfügen über das notwen-
dige fachliche Know-how, um zukunftsfähige Lösungen zu erarbeiten. 

Das Besondere an unserem Team: Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, Rechtsanwälte
und Unternehmensberater arbeiten eng und interdisziplinär zusammen. 

Wir denken und handeln unternehmerisch, ohne die politischen Zusammenhänge 
und die individuellen Rahmenbedingungen aus dem Blick zu verlieren. Ihr Projekt-
erfolg ist unser Ziel, welches wir gemeinsam erreichen – Hand in Hand.

Wissen, worauf es 
ankommt. Spezialwissen 
aus einer Hand.
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Baker Tilly entwickelt Lösungen, die exakt auf jeden einzelnen Mandanten

ausgerichtet sind und setzt diese mit höchsten Ansprüchen an Effizienz und

Qualität um. Auf Basis einer unternehmerischen Beratungsphilosophie stellen

die mandatsverantwortlichen Partner interdisziplinäre Teams aus Spezialisten

zusammen, die den jeweiligen Projektanforderungen genau entsprechen.
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